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Ein Jahr vorbei – nichts geschehen!
Am Montag jährt sich zum ersten Mal der spektakuläre Polizeiangriff
des 14.5.2006. Angezettelt durch den hessischen Innenminister Volker
Bouffier überfielen Einheiten der Spezialpolizei „Mobiles
Einsatzkommando“, der Bereitschaftspolizei Mülheim und der
mittelhessischen Polizeistationen vier FahrradfahrerInnen auf ihrem
Weg in die Projektwerkstatt Saasen in Nähe von Gießen. Dieses Haus
war seit langem im Visier der Verfolgungsbehörden und des aus Gießen
stammenden Innenministers – kam doch von dort anhaltender Protest
gerade gegen die Sicherheitspolitik der Landesregierung.
In den frühen Morgenstunden des 14. Mai vergangenen Jahres hatte die
Polizei den unerwünschten Oppositionellen eine Falle gestellt. Die
Polizei erwartete einen politisch motivierten Anschlag und wollte die
TäterInnen dann bei der Tat stellen, festnehmen und so endlich mundtot
machen. Der Plan ging schief, die Personen im Visier der Polizei hatten
nie einen solchen Anschlag geplant. Stattdessen provozierten sie die
Uniformierten durch ein nächtliches Federballspiel im Park neben
Gefängnis und Gerichten. Da das völlig legal war, reagierte die Polizei
über: Sie nahm um 4.30 Uhr nahe des Ortes Reiskirchen vier Personen
fest. Dabei krachten zwei Polizeiwagen ineinander, weil einer der Fahrer
aus seinem fahrenden Wagen auf die RadlerInnen sprang.
Skandalöser waren die Stunden nach dem Überfall. Um zumindest eine
Person länger in Haft halten zu können, dachte sich die Polizei
Straftaten aus und fand einen Richter, der die Lügen mittrug. Er
verhängte die erwünschte Haft, notierte aber auf einem Blatt der Akte,
dass die Polizei ihn aufgeforderte, zu lügen. Diese Akte wurde kurz
danach bekannt. Ebenso ließ sich im Laufe des Sommers 2006 in
vielfacher Akteneinsicht nachweisen, dass die Hausdurchsuchung in
der Projektwerkstatt am 14. Mai sowie Beschlagnahmen und DNA-Tests
illegal waren. Uniform- und RobenträgerInnen hatten in mehrfacher
Weise weitreichende Straftaten wie Freiheitsberaubung,
Rechtsbeugung, Beweismittelfälschung und falsche Verdächtigung
begangen. Doch die Anzeigen sind bis heute von der
Staatsanwaltschaft Gießen bis auf wenige Ausnahme nicht weiter
bearbeitet worden. Die wenigen Ausnahmen sind Einstellungen – wie
üblich werden die Beamten geschützt.
Dreimal hat inzwischen das Verwaltungsgericht Gießen mit Tricks den
Zugang zu einem Gericht verweigert. Ergebnis: Bis heute hat es
keinerlei juristische Aufarbeitung der Skandale in den Gerichten und
Polizeistellen Gießen gegeben. Der Grund dürfte einfach zu erahnen
sein. Zuviele RichterInnen und PolizeiführerInnen sind in die
Angelegenheit verstrickt, haben bereits nachweisbar gelogen, Akten
gefälscht oder Straftaten begangen, bei denen die Mindeststrafen
mehrere Jahre Haft bedeuten. Vor allem aber dürfte die Verstrickung
von Innenminister Bouffier ein Grund sein, warum nicht geschieht.
Arbeitsüberlastung bei der Staatsanwaltschaft fällt nämlich als Ursache
weg. Sie hat bei Vorgängen, die deutlich später liegen, bereits die
Ermittlungen abgeschlossen und Anklagen erhoben – gegen die
unerwünschten Personen
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Hinweis:
Diese Presseinfo ist keine Stellung-
nahme „der“ Gruppe K.O.B.R.A.,
denn diese Gruppe gibt es nicht. Viel-
mehr ist es eine Anlaufstellen, in der
Menschen mit ihren Ideen aktiv
werden können. Ziel ist, Informa-
tionen über Repressionsmethoden
und emanzipatorische Alternativen zu
veröffentlichen und Menschen zu hel-
fen, sich gegen die Übergriffe von Po-
lizei und Justiz zu wehren.
Alle Stellungnahmen unter dem
Namen K.O.B.R.A. erfolgen anonym.
Das von den Nazis gegen jüdische
Rechtsanwälte gerichtete
Rechtsberatungsgesetz gilt bis heute
und stellt Rechtsberatung durch
Personen, die der Staat dazu nicht
legitimiert hat, unter Strafe.
AktivistInnen bei K.O.B.R.A.
missachten dieses Gesetz bewusst
und fordern den Staat auf, tätig zu
werden, damit ein Gerichtsprozess
dieses Gesetz demaskieren kann.

Gegen autoritäre Politik,
Strafe und Kontrolle!
Für Autonomie und Koope-
ration!



Hinweise für JournalistInnen:
Der 14.5.2006 ist immer noch nicht vollständig abgeschlossen. Der Hauptwiderspruch gegen die Inhaftierung
liegt beim Oberlandesgericht und ist noch nicht entschieden worden. Gegen die Hausdurchsuchung ist
Verfassungsbeschwerde eingereicht, nachdem Amts- und Landgericht in Gießen selbige für rechtmäßig erklärt
haben. Der aktuelle Stand kann also als Aufhänger gewählt werden.

Denkbar ist auch, den Tag nachzuzeichnen. Die Betroffenen stehen als InterviewpartnerInnen oder auch für
Ortsbesichtigungen zur Verfügung. Kontakt können im Raum Gießen und in Berlin direkt geknüpft werden.

In der Projektwerkstatt lagern die Akten, die alle Vorgänge genau belegen. Sie können dort eingesehen
werden.

Internet: www.projektwerkstatt.de/14_5_06 und www.polizeidoku-giessen.de.vu. Dem 14.5.2006 ist ein
umfangreiches Kapitel in der Dokumentation „Widerstand ist Pflicht!“ gewidmet (siehe
www.polizeidoku-giessen.de.vu und als Bestelladresse: www.aktionsversand.de.vu).

Kontakt über die Projektwerkstatt
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